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Unterrichtung 

durch das Europäische Pariament 


Entschiießung zur Transparenz des Gemeinschaftsrechts und der Notwendigkeit 
einer Kodifizierung 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

— gestützt auf Artikel 148 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Recht und Bür- 
gerrechte (A3-0266/94), 

A. in der Überzeugung, daß die Rechtssicherheit ein grundlegen- 
des Element für den Fortbestand und die Weiterentwicklung 
der Europäischen Union und der Gemeinschaften darstellt und 
zudem den Schutz der Bürger sowie ein ordnungsgemäßes 
Handeln der Organe gewährleistet, 

B. in der Erwägung, daß die Rechtssicherheit um so größer ist, je 
einfacher und klarer die von den Organen der Union erlasse- 
nen Vorschriften abgefaßt sind, 

C. unbefriedigt über den gegenwärtigen Zustand der Gemein- 
schaftsgesetzgebung, deren undurchsichtigen und verworre- 
nen Charakter es in den letzten Jahren mehrfach angepran- 
gert hat, insbesondere anläßlich der alljährlichen Entschlie- 
ßungen zur Anwendung des Gemeinschaftsrechts, 

D. unter Hinweis darauf, daß die Notwendigkeit einer radikalen 
Vereinfachung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften 
endlich von allen Beteiligten anerkannt worden ist: 

a) von den Mitgliedstaaten in den Erklärungen, die dem 
Unionsvertrag beigefügt sind und die Rangordnung der ge- 
meinschaftlichen Rechtsakte und die Anwendung des Ge- 
meinschaftsrechts zum Gegenstand haben. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 018052 - vom 30. Mai 1994. 
Das Europäische Parlament hat die legislative Entschließung in der Sitzung vom 6. Mai 1994 angenommen. 
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b) vom Europäischen Rat in den Schlußfolgerungen seiner 
Tagungen von Birmingham und Edinburgh (1992) sowie 
von Brüssel (lO./ll. Dezember 1993), in denen die Kommis- 
sion auf gef ordert wurde, Vorschläge zur Vereinfachung 
und Reform verschiedener Gemeinschaftsvorschriften vor- 
zulegen, 

c) vom Rat, der in zahlreichen Entschließungen den Wunsch 
nach einer Kodifizierung und Vereinfachung der Rechts- 
vorschriften für den Bereich des Binnenmarktes, der Um- 
welt usw. aussprach, 

d) vom Rat und von der Kommission in der Interinstitutionel- 
len Erklärung vom 25. Oktober 1993 über Demokratie, 
Transparenz und Subsidiarität; in dieser Erklärung hat der 
Rat eine Vereinfachung und Kodifizierung der gemein- 
schaftlichen Rechtsvorschriften in Zusammenarbeit mit den 
übrigen Organen zugesagt, während sich die Kommission 
verpflichtet hat, künftig in ihrem Legislativprogramm eine 
Liste der Maßnahmen zu veröffentlichen, bei denen sie die 
Kodifizierung vorschlagen wird, 

e) von der Kommission, die in ihren jüngsten Mitteilungen an 
den Europäischen Rat, das Parlament und den Rat endlich 
eine in sich schlüssige Strategie für die Neuordnung und 
Kodifizierung der geltenden Rechtsvorschriften vorgelegt 
hat, 

E. im Bewußtsein der Tatsache jedoch, daß ungeachtet dieser 
zahlreichen Erklärungen und Verpflichtungen auf sämtlichen 
Ebenen und seitens aller Organe im Laufe der letzten Jahre 
wenig bzw. gar nichts unternommen worden ist, um die Ur- 
sachen für die Verwirrung bei den Rechtsvorschriften zu 
beseitigen, so daß die erlassenen Kodifizierungen an einer 
Hand abgezählt werden können, während gleichzeitig jedes 
Jahr 300 bis 400 Rechtsakte ausgearbeitet werden, 

F. unter Hinweis darauf, daß dem Europäischen Parlament von 
den 19 im Legislativprogramm für 1993 aufgelisteten Vor- 
schlägen erst einige wenige übermittelt worden sind, 

G. ferner im Bewußtsein der ihm übertragenen neuen und unmit- 
telbaren Verantwortlichkeiten aufgrund der Ausweitung sei- 
ner legislativen Zuständigkeiten im Anschluß an das Inkraft- 
treten des Unionsvertrags^), 


Es sei daran erinnert, daß das Parlament im Rahmen der folgenden Verfahren 
am Gesetzgebungsprozeß mitwirkt: 

MITENTSCHEIDUNG mit dem Rat in folgenden Bereichen: 

— Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art. 49) 

— Anerkennung der Diplome und Niederlassungsfreiheit der natürlichen und 
juristischen Personen (Art. 54 Absatz 2, 56 Absatz 1 Satz 2, 57 Absatz 1 
und 57 Absatz 2 Satz 2), 

— freier Dienstleistungsverkehr (Art. 66), 

— Verwirklichung des Binnenmarktes (Art. 100 a), 

— Bildung (Art. 126 Absatz 4), 

— Kultur (Art. 128 Absatz 5), 

— Gesundheit (Art. 129 Absatz 4), 


2 
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H. unter Hinweis auf die Änderungen, die es an seiner Geschäfts- 
ordnung - insbesondere mit dem neuen Wortlaut von Artikel 
82 - vorgenommen hat, um eine zügige Prüfung der Kodifizie- 
rungsvorschläge zu ermöglichen, 

1. schlägt den übrigen Organen vor, so bald wie möglich einen in 
sich schlüssigen und stufenweisen Ansatz für folgendes fest- 
zulegen: 

a) die Reform und Vereinfachung der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften in bestimmten Bereichen (wie beispiels- 
weise Einführung der neuen MwSt-Regelung, Reform der 
Rechtsvorschriften über die Strukturfonds, Neuregelung 
des Aufenthaltsrechts, neuer Ansatz im Bereich der tech- 
nischen Vorschriften, der Anerkennung der Befähigungs- 
nachweise .. .); 

b) die Neufassung einer Gemeinschafts Vorschrift anläßlich 
einer wesentlichen Änderung (ohne deswegen die Ziele 
und Grundsätze der geltenden Rechtsvorschriften grund- 
legend in Frage zu stellen - vgl. den Zollkodex); 

c) die Kodifizierung von Texten ausschließlich zum Zwecke 
der Rechtssicherheit, ohne deswegen neue Änderungen an 
den fraglichen Rechtsvorschriften vornehmen zu wollen; 


— Verbraucherschutz (Art. 129 a), 

— Transeuropäische Netze (Art. 129d), 

— Rahmenprogramm für Forschung und technologische Entwicklung 
(Art. 130 i), 

— allgemeine Programme auf dem Gebiet der Umweltpolitik (Art. 130 s Ab- 
satz 3), 

ZUSTIMMUNG zu Rechtsakten des Rates in folgenden Bereichen: 

— Aufenthaltsrecht der Bürger der Union (Art. 8 a Absatz 2), 

— Organisation und Ziele der Strukturfonds (Art. 130 d Absatz 1) und Kohä- 
sionsfonds (Art. 130 d Absatz 2), 

— Aufgaben der Europäischen Zentralbank (Art. 105 Absatz 6), 

— Änderung der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken 
(Art. 106 Absatz 5), 

— einheitliches Wahlv erfahren für das EP (Art. 138 Absatz 3), 

— Assoziierungsabkommen (Art. 238) bzw. Abkommen, die einen besonderen 
institutionellen Rahmen schaffen, Abkommen mit erheblichen finanziellen 
Folgen für die Gemeinschaft oder Abkommen, die eine Änderung eines 
nach dem Verfahren der Mitentscheidung angenommenen Rechtsaktes 
bedingen (Art. 228 Absatz 3 Unterabsatz 2), 

— Beitritt neuer Mitgliedstaaten (Art. 0 EUV) 

ZUSAMMENARBEIT büi der Ausarbeitung von Rechtsakten des Rates in 

folgenden Bereichen: 

— Verbot der Diskriminierung auf der Grundlage der Nationalität (Art. 6), 

— Verkehr (Art. 75), 

— Aufgaben des Sozialfonds und Einsatz des Fonds für regionale Entwicklung 
(Art. 125 und Art. 130e), 

— gemeinschaftliche Programme zur Verwirklichung der transeuropäischen 
Netze (Art. 129d), 

— Beteiligung der Unternehmen, Verbreitung der Forschungsergebnisse 
(Art. 130 j), Zusatzprogramme (Art. 130 k) und Beteiligung der Gemein- 
schaft an Programmen mehrerer Mitgliedstaaten (Art. 1301), 

— Verwirklichung der Ziele im Umweltbereich (Art. 130 s Absatz 1), 

— Entwicklungszusammenarbeit (Art. 130w), 

— Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion (Art. 103 Absatz 5, 
104 a Absatz 2, 104 b und 105 a Absatz 2). 
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Reform und Vereinfachung der bestehenden Rechtsvorschriften 

2. ist sich ebenfalls der Notwendigkeit bewußt, generell eine 
Reform und Vereinfachung der Rechtsvorschriften vorzuneh- 
men, wie dies von der Kommission in den Mitteilungen über 
die Anpassung der geltenden Rechtsvorschriften an das Subsi- 
diaritätsprinzip [KOM (93) 0545] und über die legislative Kon- 
solidierung zur Verstärkung der Transparenz des Gemein- 
schaftsrechts im Binnenmarktbereich [KOM (93) 0361] vorge- 
schlagen wird; 

3. schlägt der Kommission vor, - wie bei der Festlegung des 
Legislativprogramms - ihre Überlegungen und Vorschläge zur 
Reform und Vereinfachung des Gemeinschaftsrechts darzu- 
legen, und verpflichtet sich, aus dem genannten Anlaß Punkt 
für Punkt auf diese Überlegungen und Vorschläge einzuge- 
hen; nachdem die vorrangigen Bereiche im Rahmen des 
Legislativprogramms vereinbart worden sind, wird die Kom- 
mission ggf. nach Anhörung der betroffenen Wirtschafts- und 
Sozialkreise, gegebenenfalls auf der Grundlage von strate- 
gischen Dokumenten (Grün- oder Weißbücher) und unter Be- 
rücksichtigung der vom Parlament gemäß Artikel 138 b und 
vom Rat gemäß Artikel 152 des Vertrags festgelegten Leit- 
linien die Reformvorschläge ausarbeiten; 

Neufassungen anläßlich einer wesentlichen Änderung 

4. bekundet seine Genugtuung darüber, daß die Kommission 
endlich der Empfehlung des Europäischen Parlaments nach- 
gekommen ist, das sich für eine systematische Neuordnung 
der geltenden Rechtsvorschriften dergestalt ausgesprochen 
hat, daß jedesmal dann, wenn eine wesentliche Änderung 
erforderlich wird, 

— die Kommission dem Parlament und dem Rat einen Vor- 
schlag vorlegt, der auch die Bestimmungen enthält, die 
nicht geändert werden sollen, so daß der neue Text nach 
Abschluß des Verabschiedungsprozesses vollständig an die 
Stelle der bisherigen Bestimmungen tritt; 

— sich das Parlament und der Rat verpflichten, die Vorschläge 
der Kommission zu prüfen, ohne daß sie die Diskussion 
über grundsätzliche Fragen neu eröffnen bzw. eine Viel- 
zahl von Änderungen an den bestehenden Vorschriften 
vornehmen; 

Offizielle Kodifizierungen 

5. hält es für sinnvoll, daß im Legislativprogramm nicht nur die in 
Nummer 2 genannten Leitlinien für die Reform der Rechtsakte 
angegeben werden, sondern auch die Liste der sinnvollen offi- 
ziellen Kodifizierungen aufgeführt wird; 

6. stimmt dem am 11. März 1994 von den Juristischen Diensten 
der drei Organe (siehe Anlage I) angenommenen „Entwurf 
eines beschleunigten Arbeitsverfahrens im Hinblick auf eine 
offizielle Kodifizierung der Rechtstexte" (siehe Anlage I) vor- 
behaltlich der nachstehenden Änderungen: 
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a) betont zunächst, daß in den Fällen, in denen die kodifizierte 
Rechtsakte nach dem Verfahren der Mitentscheidung ver- 
abschiedet werden, die damit zu einem Rechtsakt des Par- 
laments und des Rates werden, das Parlament das Recht 
beansprucht, im voraus zu prüfen, ob die vorgeschlagene 
Kodifizierung sinnvoll ist; 

b) verweist diesbezüglich insbesondere auf seine Entschlie- 
ßung vom 16. Dezember 1993 zu den mit Inkrafttreten des 
Vertrags über die Europäische Union zu erwartenden Pro- 
bleme mit dem Ausschußwesen^) und insbesondere auf die 
in den Nummern 2 und 3 dieser Entschließung aufgeführ- 
ten Grundsätze; 

c) ist damit einverstanden, daß unter „offizieller" bzw. „kon- 
stitutiver" Kodifizierung das Verfahren zur Aufhebung der 
Rechtsakte verstanden wird, die Gegenstand der Kodifizie- 
rung sind, und ihre Ersetzung durch einen einzigen Rechts- 
akt, der keinerlei Änderung des Wesensgehalts der ge- 
nannten Rechtsakte beinhaltet; 

d) macht sich den Vorschlag zu eigen, demzufolge die vorran- 
gigen Bereiche, in denen eine Kodifizierung vorgenommen 
werden muß, auf Vorschlag der Kommission von den drei 
betroffenen Organen vereinbart werden; die Kommission 
nimmt die von ihr geplanten Kodifizierungsvorschläge in 
ihr Arbeitsprogramm auf, und das Parlament wird bei der 
Annahme des jährlichen Legislativprogramms darüber be- 
schließen; 

e) billigt den Vorschlag, daß sich die Kommission in ihren 
Kodifizierungsvorschlägen verpflichtet, keine wesentliche 
Änderung an den Rechtsakten vorzunehmen, die Gegen- 
stand der Kodifizierung sind; 

f) billigt die Empfehlung, daß die Beratungsgruppe, in der die 
Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission vertreten sind, den Vorschlag 
unmittelbar nach seiner Verabschiedung durch die Kom- 
mission prüfen soll, und ihre Stellungnahme rechtzeitig 
abgibt, damit die Organe darüber verfügen, ehe sie mit 
ihrer jeweiligen Prüfung des betreffenden Vorschlags be- 
ginnen; im Falle von Uneinigkeit kann die Gruppe den 
Standpunkt der verschiedenen Dienste darlegen; 

g) betont, daß der reguläre Rechtsetzungsprozeß der Gemein- 
schaft uneingeschränkt respektiert werden muß; 

h) ist der Auffassung, daß der Gegenstand des Vorschlags der 
Kommission - d. h. eine einfache Kodifizierung bestehender 
Rechtsakte - grundsätzlich eine Beschränkung darstellt, 
was die Vorlage einer wesentlichen Änderung durch das 
Europäische Parlament und den Rat betrifft; weist darauf 
hin, daß es jedem Organ obliegen wird, das Vorhandensein 
einer „wesentlichen Änderung" zu beurteilen; 


Teil II Punkt 6 b des Protokolls dieses Datums. 
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i) erklärt sich grundsätzlich damit einverstanden, daß der 
Vorschlag der Kommission unter sämtlichen Aspekten im 
Rahmen eines beschleunigten Verfahrens im Europäischen 
Parlament (nur ein Ausschuß ist für die Prüfung des Vor- 
schlags zuständig, und es gilt ein vereinfachtes Verfahren 
für seine Annahme) und im Rat (Prüfung durch eine einzige 
Arbeitsgruppe und Verfahren des „Punkts I/A" im 
COREPER-Rat) geprüft wird; 

j) ist der Auffassung, daß, falls es sich im Verlauf des Legis- 
lativverfahrens als notwendig erweisen sollte, über eine 
einfache Kodifizierung hinauszugehen und wesentliche 
Änderungen vorzunehmen, die drei Organe die geeignet- 
sten Modalitäten prüfen, um möglicherweise bereits gefaß- 
ten Beschlüssen Rechnung zu tragen; Aufgabe der Kom- 
mission wird es sein, erforderlichenfalls die dazu notwendi- 
gen Vorschläge vorzulegen; das Parlament behält sich das 
Recht vor, die Annahme des Rechtsaktes über die Kodifizie- 
rung auszusetzen, falls er ihn nicht für sinnvoll hält; 


Rein redaktionelle Konsolidierung von Rechtstexten 

7. weist darauf hin, daß es - in Erwartung eines zügigen und 
umfassenden Einsatzes der in der vorstehenden Nummer ge- 
nannten Methode der Kodifizierung - den für den Erlaß der 
Rechtsvorschriften zuständigen Organen nach den geltenden 
Verträgen obliegt, darüber zu befinden, wann und wie die 
konsolidierten Fassungen dieser Rechtsakte zur Information 
veröffentlicht werden können; 

8. wiederholt noch einmal seine an die Kommission gerichtete 
Aufforderung, dem Parlament anläßlich der Vorlage eines 
Vorschlags, der eine wesentliche Änderung beinhaltet, (sofern 
nicht das in Nummer 4 genannte Verfahren angezeigt ist) zu 
seiner Information eine konsolidierte Fassung der geltenden 
Rechtsvorschriften vorzulegen, wie sie sich nach Verabschie- 
dung der Änderung ergeben würde; 

9. behält sich das Recht vor, die Einhaltung dieser Kriterien 
alljährlich anläßlich des Berichts über die Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts und der Festlegung des Legislativpro- 
gramms zu überprüfen; 


Modalitäten für die Abfassung der Legislativtexte 

10. hält die Festlegung gemeinsamer Regeln für die Abfassung 
der Legislativtexte gemeinsam mit dem Rat und der Kommis- 
sion für sinnvoll und nimmt diesbezüglich mit Interesse die 
Kriterien zur Kenntnis, die der Rat beim Erlaß seiner Rechts- 
akte praktizieren will^); 


Entschließung des Rates vom 8. Juni 1993 zur redaktionellen Qualität des 
Gemeinschaftsrechts, ABI. Nr. C 166 vom 17. Juni 1993, S. 1. 
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Effektiver Zugang der Bürger zu den Legislativtexten 

11. hält es aus einleuchtenden Gründen der Transparenz und der 
Wahrung der Rechtssicherheit für erforderlich, durch einen 
gemeinsamen Beschluß des Parlaments und des Rates und in 
Anwendung von Artikel 191 des EG -Vertrags sowie Arti- 
kel 168 des EURATOM- Vertrags den Beschluß vom 15. Sep- 
tember 1958 über die Einrichtung des Amtsblatts^) zu revidie- 
ren; in dem neuen Beschluß müßte - analog zu den einschlägi- 
gen Bestimmungen für die Amtsblätter der Mitgliedstaaten - 
angegeben werden: 

— welche Rechtsakte innerhalb welcher Fristen veröffentlicht 
werden müssen und können, 

— wo und wie das Amtsblatt für die Bürger auf dem Gebiet 
der Union zugänglich sein muß, 

— ob es aus Gründen der Effizienz und unter Wahrung des 
Subsidiaritätsprinzips wünschenswert und möglich ist, daß 
die Union auf die Netze für die Verteilung der Amtsblätter 
der Mitgliedstaaten zurückgreifen kann; 

12. vertritt die Auffassung, daß die Organe der Union - über die 
rechtlich vorgeschriebene Veröffentlichung im Amtsblatt hin- 
aus - die Möglichkeit haben sollten, in Absprache mit den 
Mitgliedstaaten und im Sinne von Artikel 5 des EG-Vertrags 
auf andere Formen der Kommunikation zurückzugreifen 
(Presse, Radio, Fernsehen, EDV-Netze etc.), um die Bürger 
über das Inkrafttreten von unmittelbar anwendbaren Bestim- 
mungen zu unterrichten; 

EDV~Zugang zu den Legislativ texten 

13. hält es für vorrangig, daß im Zuge des Programms IDA ein 
Verbund zwischen den für die Veröffentlichung der Amtsblät- 
ter in den Mitgliedstaaten und in der Gemeinschaft zustän- 
digen Diensten geschaffen wird, um den Zugang zum voll- 
ständigen Wortlaut der nationalen Bestimmungen, die die 
Umsetzung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zum 
Gegenstand haben, sowie das Abrufen dieser Texte in der 
Datenbank CELEX zu ermöglichen; 

14. hält die Weiterentwicklung der Datenbank CELEX (Commu- 
nis Europae Lex) auf der Grundlage gemeinsamer Anstren- 
gungen von Parlament, Rat und Kommission für sinnvoll und 
schlägt zu diesem Zweck vor, daß die Leitlinien für die Reform 
dieses Informationssystems zu den Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft auf der Grundlage der dem Direktorium des 
Amtes für amtliche Veröffentlichungen 

— vom Ausschuß für Recht und Bürgerrechte des Europäi- 
schen Parlaments, 

— von der zuständigen Stelle des Rates, 
erteilten Anweisungen festgelegt werden; 


ABI. Nr. 17 vom 6. Oktober 1958, S. 390. 
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15. behält sich vor, in Absprache mit dem Rat und der Kommission 
thematisch orientierte Sammlungen von Rechtsakten (Um- 
welt, Steuerrecht, Unternehmensrecht) zu erstellen und zu 
veröffentlichen und in diese Sammlungen auch die Durchfüh- 
rungsvorschriften für die Rechtsanwender sowie die betroffe- 
nen nationalen und regionalen Institutionen aufzunehmen; 

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission sowie den Parlamenten und Regierungen 
der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

Enrico Vinci Nicolas Estgen 

Generalsekretär Vizepräsident 
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